Späte Einsicht eines 


Mitschuldigen 


Wolfgang Clement, erst Wirt- 
schaftsminister NRW, dann 
Ministerpräsident und zuletzt 
Schröders »Superminister«, 
hat in all diesen Posten flei- 
Big an dem Bau dessen mit- 
gewirkt, was wir seit vielen 
Jahren als Eurotopia-Demo- 
kratur anprangern. Jetzt als 
wohldotierter Privatier gibt er 
zu, woran er mitschuldig ge- 
worden ist: 


»Es stimmt doch, daß immer 
mehr Bürger nicht mehr in der 
Lage sind, den europäischen 
Integrationsprozeß zu durch- 
schauen. (...) Die Entschei- 
dungen der Agrarministerrä- 
te, in denen es ja zumeist um 
Milliarden geht — sie kosten 
insgesamt über 40 Prozent 
des EU-Budgets — haben für 
die Mitgliedsstaaten unmit- 
telbare Rechtswirkung. Sie 
werden den nationalen Par- 
lamenten nicht einmal mehr 
zur nachträglichen „Abseg- 
nung“ vorgelegt. Motto: Wir 
haben fertig. Die Mitglieder 
des Deutschen Bundestages 
haben sie zur Kenntnis zu 
nehmen. Basta. Ändern kön- 
nen sie sie nicht. 


Eine klare Zuweisung von 
Verantwortung, Transparenz 
und vor allem Gewaltentei- 
lung — das gehört zum Le- 
benselexier der Demokratie. 
Wer das mißachtet, riskiert 
die Demokratie.« 

(Zitat aus »welt.de«, 21.1.2007) 
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Alt-Präsident Roman Herzog gibt zu, wovor wir schon 
seit langem warnen: 


EU-Diktatur 


bedroht die demokra- 
tische Grundordnung! 


Das EU-Parlamentsgebäude in Brüssel: Bald noch luxuriöser! 


Herzog: 84 Prozent aller 
Gesetze werden uns von 
der EU vorgeschrieben! 


Wir fragen: Wozu dann noch 614 Bundestagsabgeordnete und 
1.785 Landtagsabgeordnete in der BRD, alle mit hohen Diäten 
und himmelschreienden Versorgungsbezügen? 


EU trifft Vorsorge 
gegen Widerstand 


Im geplanten EU-Verfassungsver- 
trag ist die Todesstrafe zwar verbo- 
ten, aber die »Tötung« bei Aufruhr 
und Volksaufstand wird ausdrücklich 
erlaubt. 


So trifft der geplante EU-Monster- 
staat Vorsorge gegen alle, die sich 
künftig gegen das Unrecht der 
Fremdbestimmung wehren könnten. 

(Näheres dazu auf Seite 8) 


Q EU führt zu Sklavenlöhnen S. 2 


Q Die EU entmachtet die 
Volksvertreter S. 3-4 


Q 50 Jahre systematische 
Entrechtung der 

Deutschen S. 5-8 
Q Die Deutschen — 
erst umerzogen, 
dann umgevolkt 


S. 9-10 
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Das offene Wort 


Man kann nur noch 


staunen ...! 


In den Monaten vor der Verab- 
schiedung des Gesetzes über 
die Europäische Verfassung 
im Deutschen Bundestag ha- 
ben wir in den Unabhängigen 
Nachrichten unablässig vor der 
geplanten Aufgabe der letzten 
Grundrechte jeder nationalen 
Souveränität und jeder selbst- 
bestimmten Entscheidungs- 
freiheit über Lebensfragen un- 
seres und der anderen Völker 
gewarnt. 


Der Bundestag aber winkte am 
12.5.2005 das Gesetz durch, 
von vielen Abgeordneten mut- 
maßlich gar nicht durchgele- 
sen, und der Bundesrat hakte 
es ab. 


Nur durch die Volksabstim- 
mungen in Frankreich und den 
Niederlanden wurde das Mach- 
werk gekippt. 

Jetzt, nach der Ankündigung 
von Frau Merkel, sie wolle als 
EU-Ratspräsidentin den Ver- 
fassungsprozeß wiederbele- 
ben, offenbart der ehemalige 
»Superminister« Clement, was 
er davon hält: 


»Der zur Zeit vorliegende EU- 
Verfassungsentwurf mit seinen 
fast 500 (!) Artikeln ist einfach 
nicht zu retten. Und das ist auch 
gut so. Dieses überaus volumi- 
nöse Werk ist eine typisch eu- 
ropäische, nämlich politisch-ad- 
ministrative Kompromißgeburt, 
die kaum ein Bürger lesen, ge- 
schweige denn nachvollziehen 
kann — aber keine Verfassung! 
Konzentration auf das Wesent- 
liche tut not. Und was wäre we- 
sentlicher als die heute in ganz 
Europa anerkannten Grundre- 
geln der Demokratie? Also bit- 
te, Frau Ratspräsidentin, Frau 
Kanzlerin, übernehmen Siel« 
(Zitat aus »welt.de, 21.1.2007) 
Das Motto unserer Politiker 
scheint zu sein: »Was stört mich 
mein Geschwätz von gestern!«, 


meint Ihre 
Sabine Möller 
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EU führt zu Sklavenlöhnen 


— Wie man weiß, nicht nur in Rumänien -— 


»Gute Nacht, 


Rumänien« 


Unter dieser Überschrift veröffent- 
lichte der »Weitblick« aus Klagen- 
furt einen Brief des rumänischen 
Priesters Pater Don Demidoff, der 
in Rumänien Straßenkinder be- 
treut, zum EU-Beitritt Rumäniens: 


»Brauchen wir die EU?« 


»In Wirklichkeit braucht die EU 
uns, die rumänischen Bodenschät- 
ze, die Sklaven-Arbeitslöhne, das 
Land als militärische Schutzzone 
vor dem russischen Löwen und die 
wunderbare unberührte rumäni- 
sche Natur. 


Weiß denn Brüssel wirklich, wie 
es in Rumänien aussieht? 


Täglich kommen hochkarätige De- 
legationen ins Land, auch nach Si- 
biu (unsere Anmerkung: Hermann- 
stadt). Sie bewegen sich in den 
teuren Hotels, schreiten von einem 
Empfang zum anderen und verlas- 
sen die asphaltierten Straßen nicht. 
Waren die schon einmal in einem 
einzigen Dorf am Ende der Welt, 
in dem es keine Asphaltstraßen 
gibt und höchstens einen staubi- 
gen Weg zurück? Haben die schon 
mal die schmutzige, zerfurchte, 
gekrümmte Hand eines Zigeuners 
gedrückt oder „Coca“ von seinem 
Herd gekratzt? (Mehl mit Wasser 
direkt auf der Herdplatte gebrannt). 
Haben die hohen Herren und Da- 
men schon mal in einem einzigen 
rumänischen Durchschnittskran- 
kenhaus nur eine einzige Nacht 
verbracht? Wissen die, daß es in 
den meisten Dörfern kein Trink- 
wasser und schon gar keine Klär- 
anlage gibt? 

Sie werden mit ihren Fabriken kom- 
men und die rumänischen „Skla- 
ven“ noch weiter ausbeuten. Die 
Preise werden noch weiter steigen 
und die Löhne werden dort hän- 
genbleiben, wo sie jetzt hängen. 


Und wehe, die Rumänen werden 
anständige Löhne fordern! Dann 
wird man die Fabriken schlie- 


SPIEGEL DER ZEIT 


EU= 


uropas 


nglück 


(als Aufkleber erhältlich) 


ßen, so wie man sie in Deutsch- 
land und sonstwo in Westeuropa 
brutal geschlossen hat, und man 
wird weiterziehen zum nächsten 
Sklavenvolk, das bereit ist, sich 
ausbeuten zu lassen. 


Und man wird die hiesige Natur ver- 
gewaltigen und für die Tourismus- 
industrie zubetonieren und nicht 
weit von Sibiu werden Tausende 
von amerikanischen Soldaten das 
Dorf Cincu zu einem einzigen Bor- 
dell umgestalten. 


Wann wird die Günstlings- und Vet- 
ternwirtschaft eingestellt? Niemals. 
Und die vielen falschen gekauften 
Expertisen. Und die krankhafte 
Gesetzesflut. Und die unglaubliche 
Bürokratie, die jegliche Initiative 
im Keim erstickt. Und die Unfähi- 
gen und geistig Unterbemittelten, 
die in Positionen landen, die für 
Menschen ohne Beziehungen un- 
erreichbar sind. — Gute Nacht, Ru- 
mänien!« 


Zum Thema: 


»Meine Hoffnung ist, 
daß Europa seine 


Seele zurückgewinnt, 
die Selbstbestimmung 
der Völker (...).« 


Prof. Dr. Karl Albrecht Schachtschneider 
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Die EU entmachtet die Volksver- 
treter und entmündigt das Volk 


Der frühere Bundespräsident Roman Herzog sieht die parlamentarische Demokratie ernsthaft be- 
droht und schlägt Alarm. Immer mehr Entscheidungen deutscher Politik werden in Brüssel vorbe- 
stimmt. Der Wähler, laut Grundgesetz der höchste Souverän, wird entmündigt und die Volksvertre- 


ter werden entmachtet. 


In der »Welt« vom 21.1.2007 und 
der »Welt am Sonntag« ließ Alt- 
bundespräsident Roman Herzog 
seine Beurteilung der Europäi- 
schen Union veröffentlichen, die 
man nur als blanke Verurteilung 
bewerten kann und die mögli- 
cherweise historische Bedeutung 
erlangen kann. 


Die Politik der Europäischen Uni- 
on leide in besorgniserregender 
Weise unter einem Demokratie- 
defizit und einer faktischen Auf- 
hebung der Gewaltenteilung, stel- 
len Herzog und der Direktor des 
Centrums für Europäische Politik 
(CEP), Lüder Gerken, in dieser 
Abrechnung mit den Fehlentwick- 
lungen der EU fest. 


Der Bundestag sei in die EU-Ge- 
setzgebung nicht so eingebun- 
den, wie es das Grundgesetz 
verlange. Viele Bundestagsab- 
geordnete seien über diese Ent- 
wicklung ebenfalls beunruhigt, 
scheuten aber davor zurück, dies 
öffentlich zu äußern. 


Hier einige Auszüge: 


»Die Menschen sind verunsichert, 
und sie sind zunehmend zurück- 
haltend und skeptisch gegenüber 
der EU, weil sie den Integrations- 
prozeß nicht mehr durchschauen, 
weil sie das Gefühl einer immer 
stärkeren, oft sachwidrigen Zen- 
tralisierung von Zuständigkeiten 
beschleicht, und weil sie nicht 
erkennen können, wer für welche 
Politik verantwortlich ist. 


Die europäische und Teile der 
deutschen Politik wünschen, daß 
der Verfassungsvertrag für die EU 
trotz seines Scheiterns in Frank- 
reich und den Niederlanden doch 
noch in Kraft gesetzt wird. Insbe- 
sondere wollen sie denjenigen 
Teil retten, der die Befugnisse der 


Altbundespräsident Prof. 
Dr. Roman Herzog: 
»Es stellt sich 
die Frage, ob 
man die Bun- 
desrepublik 
Deutschland 
überhaupt 
noch unbe- 
schränkt als 
parlamentari- 
sche Demokra- 
tie bezeichnen 
kann« 


Organe und das Gesetzgebungs- 
verfahren der EU neu regelt. Aber 
gerade da liegen entscheidende 
Probleme und Schwächen. (...) 


In der Tat sind wir einer immer 
weiteren, oft sachwidrigen Zen- 
tralisierung von Kompetenzen 
weg von den Mitgliedstaaten hin 
zur Europäischen Union ausge- 
setzt. Das Bundesjustizministe- 
rium hat für die Jahre 1998 bis 
2004 die Zahl der Rechtsakte der 
Bundesrepublik Deutschland und 
die Zahl der Rechtsakte der EU 
einander gegenübergestellt. Er- 
gebnis: 84 Prozent stammen aus 
Brüssel, nur 16 Prozent originär 
aus Berlin. (...) 


Ein Beispiel sind die massiven 
Eingriffe in das materielle Arbeits- 
recht durch die Diskriminierungs- 
gesetzgebung der EU, obwohl 
die inhaltliche Ausgestaltung 
des Arbeitsrechts in die Zustän- 
digkeit der Mitgliedstaaten fällt. 
Die Binnenmarktgesetzgebung, 
die Umweltrichtlinie „Fauna-Flo- 
ra-Habitat“ und das Diskriminie- 
rungsrecht, um einige Beispiele 
zu nennen, sind europäische 
Rechtsakte, welche die deutsche 
Rechts- und Gesellschaftsord- 
nung grundlegend verändert ha- 
ben und nachhaltig prägen. (...) 


Die Zahlen des Bundesjustizmi- 
nisteriums verdeutlichen es: Über 
den weitaus größten Teil der in 
Deutschland geltenden Gesetze 
beschließt im Ministerrat die Bun- 
desregierung, nicht der Deutsche 
Bundestag. Und jede Richtlinie, 
die die Bundesregierung im Mi- 
nisterrat verabschiedet, muß der 
Bundestag in deutsches Recht 
umsetzen. 


Das Grundgesetz sieht jedoch 
den Bundestag als zentralen 
Akteur der Gestaltung des poli- 
tischen Gemeinwesens vor. Es 
stellt sich daher die Frage, ob man 
die Bundesrepublik Deutschland 
überhaupt noch uneingeschränkt 
als eine parlamentarische Demo- 
kratie bezeichnen kann, denn die 
Gewaltenteilung als grundlegen- 
des, konstituierendes Prinzip der 
verfassungsmäßigen Ordnung 
Deutschlands ist für große Teile 
der für uns geltenden Gesetzge- 
bung aufgehoben.« 


Sie erhalten nur ein UN-Heft? 
Und was weiß Ihr Nachbar? 


Bitte bestellen Sie 2, 3, 5 
oder 10 Hefte monatlich! 


HERZOGS FUNDAMENTALE EU-KRITIK 
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EU-Richtlinien brechen deutsches Recht: 


Warum lassen sich 2.399 Bundestags- und Landtagsabgeordnete in 


der Bundesrepublik Deutschland derart entmachten? 


Im Grundgesetz für die Bundes- 
republik Deutschland heißt es in 
Artikel 38: 


»Die Abgeordneten des Deut- 
schen Bundestages werden 
in allgemeiner, unmittelbarer, 
freier, gleicher und geheimer 
Wahl gewählt. Sie sind Ver- 
treter des ganzen Volkes, an 
Aufträge und Weisungen nicht 
gebunden und nur ihrem Ge- 
wissen unterworfen.« 


Auch in den Verfassungen der 
Bundesländer ist diese Ent- 
scheidungsfreiheit der Volksver- 
treter verankert. Hier nur zwei 
Beispiele: In der Verfassung des 
Freistaates Bayern heißt es in 
Artikel 13: 


»Die Abgeordneten sind Ver- 
treter des Volkes, nicht nur ei- 
ner Partei. Sie sind nur ihrem 
Gewissen verantwortlich und 
an Aufträge nicht gebunden.« 


In der Verfassung für das Land 
Nordrhein-Westfalen lautet der 
diesbezügliche Artikel 31: 


»Die Abgeordneten stimmen 
nach ihrer freien, nur durch die 
Rücksicht auf das Volkswohl 
bestimmten Überzeugung; sie 
sind an Aufträge nicht gebun- 
den.« 


Nach Feststellung des frühe- 
ren Bundespräsidenten Prof. 
Dr. Roman Herzog hat die Bun- 
desrepublik bereits so viele Ho- 
heitsrechte an die Europäische 
Union (EU) abgetreten, daß 84 
Prozent aller Rechtsakte von der 
EU vorgegeben werden. Die 614 
Bundestags- und 1.785 Land- 
tagsabgeordneten haben diese 
zwingend und ohne Widerspruch 
in Bundes- oder Landesgesetze 
umzusetzen, auch wenn sie ein- 
deutig erkennbar nicht dem be- 
schworenen Volkswohl dienen 
und mit dem Gewissen der Ab- 
geordneten nicht vereinbar sind. 


Der Deutsche Bundestag: 
die Kanzlerin, 15 Minister und 614 Bundestagsabgeordnete 


Baden-Württemberg: 

ein Ministerpräsident, 11 Minister, 139 Landtagsabgeordnete 
Bayern: 

ein Ministerpräsident, 11 Minister, 124 Landtagsabgeordnete 
Berlin: 

ein Regierender Bürgermeister, 8 Senatoren, 149 Abgeordnete 
Brandenburg: 

ein Ministerpräsident, 9 Minister, 88 Landtagsabgeordnete 
Bremen: 

ein Erster Bürgermeister, 6 Senatoren, 83 Abgeordnete 
Hamburg: 

ein Erster Bürgermeister, 9 Senatoren, 121 Abgeordnete 
Hessen: 

ein Ministerpräsident, 10 Minister, 110 Landtagsabgeordnete 
Mecklenburg-Vorpommern: 

ein Ministerpräsident, 8 Minister, 71 Landtagsabgeordnete 
Niedersachsen: 

ein Ministerpräsident, 9 Minister, 183 Landtagsabgeordnete 
Nordrhein-Westfalen: 

ein Ministerpräsident, 11 Minister, 187 Landtagsabgeordnete 
Rheinland-Pfalz: 

ein Ministerpräsident, 7 Minister, 101 Landtagsabgeordnete 
Saarland: 

ein Ministerpräsident, 6 Minister, 51 Landtagsabgeordnete 
Sachsen: 

ein Ministerpräsident, 9 Minister, 124 Landtagsabgeordnete 
Sachsen-Anhalt: 

ein Ministerpräsident, 9 Minister, 97 Landtagsabgeordnete 
Schleswig-Holstein: 

ein Ministerpräsident, 7 Minister, 69 Landtagsabgeordnete 
Thüringen: 

ein Ministerpräsident, 9 Minister, 88 Landtagsabgeordnete 


Unser Appell 

an die Frau Bundeskanzlerin, an 15 Bundesminister, an 
614Bundestagsabgeordnete, an 16Ministerpräsidenten,an 
139 Landesminister und an 1.785 Landtagsabgeordnete: 


Folgen Sie Ihrem Auftrag, nur dem Wohl und Wehe 
des deutschen Volkes zu dienen, frei und ohne 
Zwang nach Ihrem Gewissen abzustimmen und zu 
entscheiden, nicht aber nach den Vorgaben einer 
EU-Kommission, die keinerlei demokratische Le- 
gitimation hat, über das Leben, das Schicksal und 
die Zukunft des deutschen Volkes zu bestimmen! 


APPELL AN ALLE VOLKSVERTRETER 
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50 Jahre systematische 
Entrechtung der Deutschen: 
Stoppt den EU-Überstaat, bevor es zu spät ist! 


Vor 50 Jahren wurde mit 
Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft in 
Rom der Grundstein der heu- 
tigen EU gelegt. In der veröf- 
fentlichten Meinung der Mas- 
senmedien finden sich seit 
Jahresbeginn daher zahlrei- 
che Berichte zu diesem Jubi- 
läum. 


Aber wer feiert dieses Jubilä- 
um überhaupt? Wohl kaum das 
deutsche Volk. Es wurde nicht 
nach dem Maastricht-Vertrag 
gefragt — und bekam ihn aufge- 
zwungen. Es wurde nicht nach 
dem Euro gefragt — und bekam 
ihn aufgezwungen. Es wurde 
nicht nach der Osterweiterung 
gefragt — und bekam sie aufge- 
zwungen. Es wurde nicht nach 
der EU-Verfassung befragt 
— und bekam sie lediglich des- 
halb nicht aufgezwungen, weil 
in Frankreich und den Nieder- 
landen die Völker der Medien- 
propaganda standhielten und 
das bürokratische Monstrum 
durch Volksabstimmungen zu 
Fall gebracht hatten (vgl. UN 
6/05). Auch zu dem beson- 
ders von den USA geforderten 
EU-Beitritt der Türkei wurden 
und werden die Deutschen mit 
Sicherheit nicht befragt. Und 
wurden wir überhaupt jemals 
gefragt, ob wir in der EU sein 
möchten, in der die BRD nur als 
Milchkuh für die schwächeren 
Volkswirtschaften Europas ge- 
braucht wird? 


»Wer hat die EU in demokrati- 
scher Weise legitimiert [...]?« 
Mit dieser Frage brachte ein 
Leserbriefschreiber aus dem 
»Münchner Merkur« vom 10. 
Oktober 2006 das Denken der 
Deutschen angesichts dieser 
Ausgangslage auf den Punkt. 


»Aufgesetzte 


Begeisterung« 


Auch der Erlanger Staatsrechts- 
lehrer Prof. Dr. Karl Albrecht 
Schachtschneider warnt vor ei- 
nem Europa der Rechtlosigkeit, 
in dem das wichtige Demokratie- 
prinzip aus Artikel 20 GG »wei- 
testgehend verloren gegangen 
ist [...]«. Aber »ohne Demokra- 
tie gibt es keinen Rechtsstaat, 
schärfer kein Recht und damit 
keine Freiheit [...]«. Die »inte- 
grationistische Propaganda al- 
lerdings kennt keine Sorge um 
das Recht auf dem Weg Euro- 
pas, sondern nur aufgesetzte 
Begeisterung [...]«. 


Diese Kritik ist der Einleitung 
von Schachtschneiders Aufsatz 
»Quo vadis Europa? — Ad fi- 
nem Democratiae!« zu entneh- 
men. Zu deutsch: Welchen Weg 
geht Europa? — Zum Ende der 
Demokratie! 


In seiner Ausarbeitung widmet er 
sich dem demokratischen Defizit 
der EU aus staatsrechtlicher und 
philosophischer Sicht. Im Ge- 
gensatz zu glaubensabtrünnigen 
Kritikern wie Roman Herzog und 
Wolfgang Clement, die zur Zeit 
ihrer politischen Karrieren zum 
Schaden des deutschen Volkes 
fleißig am Eurokratur-Monstrum 
mitgearbeitett haben, wehrt 
Schachtschneider sich schon 
seit Jahrzehnten gegen die Aus- 
höhlung des Grundgesetzes auf 
dem Opferaltar Brüssels. 


So zog Schachtschneider 
1992 gegen den EU-Vertrag 
(»Maastricht-Urteil«), 1998 ge- 
gen die Euro-Einführung und 
2005 gegen das Zustimmungs- 
gesetz zur Europäischen Ver- 
fassung vor das Bundesverfas- 
sungsgericht. 


Prof. Dr. Karl Albrecht Schacht- 
schneider (Ordinarius für Öffent- 
liches Recht an der Universität 
Erlangen-Nürnberg) 


Wichtige Aussagen seiner oben- 
genannten Ausarbeitung werden 
im folgenden Text zusammenge- 
faßt. Die 36-seitige Arbeit unter 
dem Titel »Quo vadis Europa?« 
mit zahlreichen Quellenbelegen 
ist erhältlich als UN-Archiv 3075. 
Nur Zitate, die nicht aus diesem 
Aufsatz stammen, werden extra 
gekennzeichnet. 


Demokratie als 


Schlüssel zur Freiheit 


Schachtschneiders Überlegun- 
gen liegt der Gedanke zugrunde, 
daß das Recht Prinzipien kennt, 
deren Antastung nicht im Zustän- 
digkeitsbereich der Politik liegen. 
Sie seien Ausdruck des europä- 
ischen Kulturerbes und finden ih- 
ren Niederschlag in Art. 20 GG - 
den Strukturprinzipien der BRD: 


»Diese Prinzipien stehen aus- 
weislich Art. 79 Abs. 3 GG 
nicht zur Disposition der Poli- 
tik, auch nicht zur Disposition 
der [europäischen] Integrati- 
onspolitik.« 


STOPPT DEN EU-ÜBERSTAAT! 
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Das Demokratieprinzip ist wie 
eingangs erwähnt eines die- 
ser Prinzipien, ja geradezu das 
Schlüsselprinzip, aus dem der 
Rechtsstaat, der Sozialstaat 
und auch die »marktliche Sozi- 
alwirtschaft« folgen. 


Der Demokratie liegt die An- 
nahme zugrunde, daß jeder 
Mensch Gesetzgeber seines ei- 
genen Handelns sei, das seine 
Grenzen nur in der Handlungs- 
freiheit des Mitmenschen finde. 
Damit jeder Bürger gleich frei 
sei, müssen diese Bürger z.B. 
bei den Wahlen ihrer Volksver- 
tretung gleich (»egalitär«) sein. 


Diesem Demokratieprinzip muß 
gemäß Art. 23 Abs. 1 GG auch 
eine EU folgen, der die BRD 
ihre Hoheitsrechte anvertraut. 


Das Europäische 
Parlament 


Viele gutgläubige Bürger, aber 
auch spät aufgewachte Kritiker 
wie Roman Herzog setzen ihre 
Hoffnung auf eine Stärkung der 
Befugnisse des Europäischen 
Parlaments, um das offenkun- 
dige Demokratiedefizit der EU 
auszugleichen. 


Dieser falschen Hoffnung und 
politischen Augenwischerei er- 
teilt Schachtschneider eine kla- 
re Absage. »Das Europäische 
Parlament ist nicht demokra- 
tisch legitimiert, weil dessen 
Wahl nicht gleichheitlich ist. 
Diese Versammlung der „Ver- 
treter der Völker“ ist kein Parla- 
ment: Es wird nur so genannt, 
zum einen, um der Öffentlich- 
keit Demokratie vorzutäuschen, 
zum anderen, um den Status 
der Abgeordneten, insbesonde- 
re deren übermäßige Diäten, zu 
rechtfertigen.« 

Ein praktisches Beispiel: Die 
BRD hat etwa 82,3 Millionen 
Einwohner. Das Land Malta hat 
etwa 400.000 Einwohner. Ge- 
mäß Art. 190 Abs. 2 EG-Vertrag 
(EGV) hat die BRD 99 Sitze im 
Europäischen Parlament, wäh- 
rend Malta fünf Sitze hat. Ein 
BRD-Abgeordneter steht hiermit 


Artikel 20 Grundgesetz: 


(1) Die Bundesrepublik Deutsch- 
land ist ein demokratischer 
und sozialer Bundesstaat. 


(2) Alle Staatsgewalt geht vom 
Volke aus. Sie wird vom 
Volke in Wahlen und Abstim- 
mungen und durch beson- 
dere Organe der Gesetz- 
gebung, der vollziehenden 
Gewalt und der Rechtspre- 
chung ausgeübt. 


ist an 


(3) Die Gesetzgebung 
die verfassungsmäßige Ord- 
nung, die vollziehende Ge- 
walt und die Rechtsprechung 
sind an Gesetz und Recht 
gebunden. 


(4) Gegen jeden, der es un- 
ternimmt, diese Ordnung 
zu beseitigen, haben alle 
Deutschen das Recht zum 
Widerstand, wenn andere 
Abhilfe nicht möglich ist. 


für abgerundet 800.000 Bun- 
desbürger, während ein Malta- 
Abgeordneter 80.000 Malteser 
Bürger vertritt. Aber die Stimme 
im EU-Parlament eines Abge- 
ordneten Maltas wiegt genau- 
soviel wie die Stimme eines 
BRD-Vertreters. Tatsächlich be- 
stimmen hiermit 80.000 Malteser 
genausoviel wie 800.000 Deut- 
sche. Spricht man nicht über 
die Einwohnerzahl, sondern nur 
über Wahlberechtigte, so wiegt 
eine Wählerstimme in Malta 
sogar Tausend mal mehr, als 
eine deutsche Stimme bei den 
Wahlen zum europäischen 
Parlament (»Die Aula«, Ausga- 
be 12/06, S.28). Eine solche Un- 
gleichheit des Stimmgewichtes 
aber widerspricht dem Demo- 
kratieprinzip radikal. Nach Vor- 
stellung des GG, welches in Art. 
23 Abs. 1 GG seinen Maßstab 
auch an die EU legt, muß Wäh- 
lerstimme gleich Wählerstimme 
sein (»egalitär«). 

Egal, wie viele Befugnisse man 
dem Europäischen Parlament 
als »Vertreter der Völker« (Art. 
189 Abs. 1 EGV) auch zuspricht: 
Die Handlungen und somit auch 
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die EU würden dadurch niemals 
auch nur einen Deut demokrati- 
scher, da schon im Keim gegen 
den Grundsatz der Gleichheit 
der Wähler verstoßen wird. 


Die eigentlichen 


Gesetzgeber 


Schachtschneider weiter: »Ei- 
gentliche Gesetzgeber in der 
Europäischen Gemeinschaft 
sind die Kommission und der 
Rat (Art. 251, 252 EGV), beides 
Exekutivorgane, beide ohne de- 
mokratische Legitimation dieser 
Gesetzgebung. Kommission 
und Rat wären allenfalls in en- 
gen Grenzen [...] demokratisch 
legitimiert, nicht aber für ihre 
umwälzende, so gut wie alle Le- 
bensbereiche erfassende Inte- 
grationspolitik.« 


Die Kommission 


»Die Kommission bzw. Europä- 
ische Kommission (Art. 211 ff. 
EGV), von Korruption belastet, 
entwickelt, weitestgehend ab- 
hängig vom Lobbyismus, die eu- 
ropäische Integration zugunsten 
der Interessen, welche wirkungs- 
mächtig vertreten werden, vor 
allem ihres eigenen Interesses 
an der Ausweitung der Macht. 
Dieser teuer bezahlte Behörden- 
apparat ist zentralistisch und bü- 
rokratisch wie ein Politbüro, die 
eigentlich treibende Kraft in der 
Europäischen Union. [...] 


Die Bürokratie hat nicht die allei- 
nige, aber doch die wesentliche 
Rechtsetzungsmacht der Ge- 
meinschaft, wie die Bürokratie 
in exekutivistischen Staatsorga- 
nisationen immer. Besondere 
Interessen der Mitgliedsstaaten, 
der Länder und Regionen, na- 
mentlich besondere Unterneh- 
mensinteressen, durch ein Heer 
von Lobbyisten mit oft fragwür- 
digen Mitteln durchgesetzt, be- 
stimmen die Bürokratie Brüssels 
in hohem Maße. [...] 


Die Kommissare sind eine Art 
Europaminister, aber den Völ- 
kern meist fremd. Sie haben 
keine Legitimation durch de- 
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mokratische Wahl, weil das 
Parlament sie mangels egali- 
tärer Wahl nicht legitimieren 
kann und der Rat, dessen Mit- 
glieder jeweils nur einen Mit- 
gliedsstaat vertreten, keine 
Legitimationskraft für alle Uni- 
onsbürger hat.« 


Freilich gilt für die Kommissi- 
on bei Abstimmungen ebenso 
ein Ungleichgewicht wie für das 
Europäische Parlament - die 
Bürger eines Landes wie Malta 
oder auch Polen erfahren ein er- 
heblich größeres Stimmgewicht 
durch ihren Vertreter, als z.B. wir 
Bundesbürger. 


Rat, Europäischer Rat 


»Der Rat der Minister bzw. Mi- 
nisterrat (Art. 202 ff. EGV) der 
Mitgliedsstaaten beschließt 
grundsätzlich auf Vorschlag der 
Kommission unter gewisser Be- 
teillgung des Parlaments (Art. 
251, 252 EGV) die Richtlinien 
und Verordnungen [...]. 


Jedenfalls ist die wesentliche 
Rechtsetzung in der Europä- 
ischen Union Sache der Exekuti- 
ve geworden, zu der der Ratfrag- 
los gehört. Allenfalls die Minister 
des jeweiligen Mitgliedsstaates 
sind von deren Volk (mittelbar) 
legitimiert, nicht aber der Rat 
insgesamt (Art. 205 EGV). Das 
wäre in einem Konsenssystem 
demokratisch gerade noch trag- 
fähig, nicht aber im Mehrheits- 
system, in dem der Wille ganzer 
Völker entgegen dem Prinzip der 
Willensautonomie, der Freiheit 
also, ignoriert werden kann. [...] 


Die Rechtsetzungsbefugnis- 
se der Gemeinschaft sind 
allzu weit, als daß diese Art 
von Fremdbestimmung unter 
Freiheitsgesichtspunkten hin- 
nehmbar wäre.« 


Zum Europäischen Rat, dem die 
Staats- und Regierungschefs 
und der Präsident der Kommis- 
sion (Art. 4 Abs. 2 EUV) angehö- 
ren, stellt Schachtschneider fest: 
»Der Europäische Rat bündelt 
die Macht der Führer Europas 
durch die Absprachen derart, 


»Der Ökonomismus der 
europäischen (und globa- 
len) Integration mag den 
Interessen großer Versi- 
cherungen, großer Ban- 
ken und großer Industrien, 
insgesamt der Plutokratie, 
entsprechen, er mag auch 
die Macht der Parteiführer 
stärken. Er schadet aber 
den Völkern Europas.« 
(Prof. Dr. K. A. Schachtschneider) 


daß die unmittelbar demokra- 
tisch legitimierten Parlamente 
der Völker so gut wie jeden be- 
stimmenden Einfluß einbüßen 


[-.-].« 
Vernichtende Kritik 


Bereits bis hierher wird klar, daß 
die Organe der EU sowie die 
gesamte Struktur ihres Zusam- 
menwirkens dem ursprünglichen 
demokratischen Anspruch des 
GG in keiner Weise standhalten 
können. 


Nicht minder vernichtend fällt die 
Kritik Schachtschneiders am Eu- 
ropäischen Gerichtshof aus, der 
sich »zu einer geradezu obrig- 
keitliichen Ordnungsmacht ent- 
wickelt. Er pflegt mit aller Här- 
te die Integrationspolitik der 
Kommission gegen die Mit- 


EUROTOR 
o T Y ` Aag 


UNABHÄNGIGE NACHRICHTEN 
Postfach 400215 - 44736 Bochum 
Mit diesem als Aufkleber und 
Plakat erhältlichem Motiv war- 
nen wir bereits seit Jahren vor 
dem EU-Überstaat, dem » Tyran- 
nus Eurotopius«. 


UN 3/2007 - Seite 7 


gliedsstaaten und deren Bür- 
ger durchzusetzen [...]. Der Ge- 
richtshof ist bemüht, den Schein 
des Rechts zu wahren. Jedoch: 
„Die höchste Ungerechtigkeit ist, 
daß man gerecht scheine, ohne 
es zu sein“ [Platon].« 


Schachtschneider betont mehr- 
fach, daß der Entwurf der Euro- 
päischen Verfassung die geschil- 
derten Demokratiedefizite nicht 
im geringsten beheben würde. 


Genau der Entwurf, den Frau 
Merkel während ihrer Ratspräsi- 
dentschaft 2007 wieder auf den 
Weg zur Durchsetzung bringen 
möchte, taugt aus Sicht eines 
renommierten Staatsrechtlers 
also nicht: »Der angestrebte 
existentielle Staat Europa wird 
nicht frei, wird nicht gleich und 
wird nicht brüderlich sein. Er 
wird [...] obrigkeitlich sein, so 
wie es seine Politik auch jetzt 
schon ist.« 


Warum wehren sich die bundes- 
deutschen Politiker nicht gegen 
diese Entmachtung? 


Der Fehler 

liegt im System 
Schachtschneider zu dieser für 
den Bürger unverständlichen Ei- 
gendynamik: »Die Ermächtigun- 
gen in den Gemeinschaftsverträ- 
gen durch die Übertragung von 
Hoheitsrechten (Art. 23 Abs. 1 
S. 2 GG), welche die Zustim- 
mung der nationalen Gesetzge- 
ber gefunden haben (vgl. Art. 59 
Abs. 2 GG), sind einerseits zu 
weit und zu offen und anderer- 
seits haben die Legislativorgane 
ihre Zustimmung nicht wirklich 
an dem Willen der Völker orien- 
tiert, sondern sich dem Integra- 
tionsdruck gebeugt. 


Die Politik wird von den wenigen 
Parteiführern bestimmt, nicht 
wirklich von den Abgeordneten, 
die zwar formal, jedoch nicht hin- 
reichend material Vertreter des 
Volkes sind. Parteienstaaten 
sind eben nicht demokratisch, 
weil die Abgeordneten nicht un- 
abhängig nach ihrem Gewissen 
entscheiden, wie das Art. 38 
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Zum Widerstandsrecht 
des Art. 20 IV GG sagt der 
GG-Kommentar von Ja- 
rass und Pieroth aus dem 
Jahre 2004 (7. Auflage): 


»Der durch die Notstands- 
gesetze eingefügte Abs. 4 
enthält ein Widerstandsrecht, 
das objektiv durch seine 
Symbolfunktion geprägt ist 
und ein grundrechtsgleiches 
Recht darstellt. Es steht al- 
len Deutschen im Sinne des 
Art. 116 GG zu, nicht dage- 
gen den Inhabern öffentlicher 
Ämter in dieser Eigenschaft. 
Vorraussetzung ist, daß ein 
staatliches Organ oder ein 
Privater es unternimmt, die 
in Abs. 1-3 verankerte Ord- 
nung des GG zu beseitigen, 
soweit diese Ordnung gemäß 
Art. 79 Abs. 3 GG unabän- 
derlich ist. Eine „Beseitigung“ 
liegt bei kurzfristigen oder 
vereinzelten Verletzungen 


der Prinzipien des Art. 20 


Abs. 1-3 GG nicht vor; Abs. 
4 gewährt daher kein Wider- 
standsrecht gegen einzelne, 
Art. 20 GG verletzende Maß- 
nahmen staatlicher Organe. 
Von einem „Unternehmen“ ist 
bereits beim Versuch, nicht 
jedoch bei einer Vorberei- 
tungshandlung zu sprechen. 
Unklar ist, ob die Vorausset- 
zungen offenkundig vorliegen 
müssen. 


Liegen die beschriebenen 
Voraussetzungen objektiv 
vor, sind beliebige Formen 
des Widerstands möglich, 
auch wenn sie dem geltenden 
Recht nicht entsprechen. Ins- 
besondere kann das Recht 
individuell oder kollektiv aus- 
geübt werden. Allerdings darf 
keine andere Abhilfe objek- 
tiv möglich sein: Der Wider- 
standsleistende muß mildere 
Mittel einsetzen, sofern sie 
ausreichend wirksam sind.« 
(Vgl. Jarass J/P Art. 20 Rn. 116 f.) 


Abs. 1 S.2 GG, die magna car- 
ta echter Volksvertreter, gebie- 
tet, sondern fraktionsgebunden, 
wie es ihre Parteiführer wollen. 
=] 

Schon den Gemeinschaftsver- 
trägen fehlt somit die demo- 
kratische Legitimation im frei- 
heitlichen Sinne. Wenn diese 
gewonnen werden soll, müssen 
alle Völker, auch das deutsche 
Volk, über die europäische In- 
tegration entscheiden können. 
Dem deutschen Volk wird aber 
die unmittelbar demokratische 
Abstimmung über sein Schick- 
sal entgegen Art. 20 Abs. 2 GG 
von der Parteienoligarchie ver- 
weigert. Solange die Deutschen 
über die Integrationspolitik nicht 
direkt-demokratisch abstimmen, 
ist die Integration nicht demokra- 
tisch legitimiert, abgesehen von 
den demokratischen Defiziten 
der Europäischen Organisation 
selbst.« 


Auch der BRD sieht Schacht- 
schneider hieraus die demokra- 
tische Grundlage entzogen. Er 
folgert, daß das in die Europä- 
ische Union integrierte Deutsch- 
land nicht demokratisch und dar- 
um auch kein Rechtsstaat mehr 
sei, wenn auch beachtliche Ele- 
mente des Rechtsstaates noch 
gelebt werden. 


Problemlösung? 


Schachtschneider setzt seine 
Hoffnung auf das »Europa der 
Vaterländer«, wie es einst Char- 
les de Gaulle forderte. 


Doch der Weg dahin wird für 
die Deutschen und auch für die 
anderen Völker Europas steinig 
werden, wenn selbst ein Staats- 
rechtler zu folgendem Schluß 
kommt: 


»Der Widerspruch gegen die 
europäische Integration wird 
kaum noch gehört. Er wird 
diffamiert, bald womöglich 
bestraft. Dem deutschen Volk 
bleibt das Recht zum Wider- 
stand (Art. 20 Abs. 4 GG), das 
ewige Recht der Menschen ge- 
gen die Tyrannis.« 
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Bei einem Volksaufstand 
gegen den EU-Überstaat 
droht als Strafe der Tod 


Mit einem Sonderdruck in ho- 
her Auflage, den wir auch an 
alle Bundestagsabgeordneten 
versandten, warnten wir — lei- 
der vergeblich — schon in der 
UN-Ausgabe 8/2004 vor einer 
Zustimmung zum EU-Verfas- 
sungsgesetz. 


Nach dem vorliegenden Entwurf 
werden Rechts- und Sozial- 
staatlichkeit vernichtet, die So- 
zialbindung des Eigentums (Art. 
14 GG) wird aufgehoben. Entge- 
gen Art. 26 GG (Strafbarkeit der 
Vorbereitung und Führung von 
Angriffskriegen) verpflichtet die 
EU-Verfassung zur Aufrüstung 
und Teilnahme an weltweiten 
Kampfeinsätzen und verstößt 
gegen Art. 87 a GG, nach dem 
die Bundeswehr nur zur Vertei- 
digung eingesetzt werden darf. 


Das Selbstbestimmungsrecht 
des Volkes (Art. 20 GG) wird auf- 
gehoben, weil die Staatsgewalt 
nicht mehr vom Volk ausgeht: 
Weder durch Volksabstimmung 
noch durch Beschluß eines 
künftigen Bundestages wäre ein 
Austritt aus der EU möglich, da 
laut geplanter EU-Verfassung 
nur die anderen Mitgliedsländer 
unter Ausschluß des antrag- 
stellenden Landes über einen 
solchen Antrag zu entscheiden 
haben. 


Im Artikel Il-62, Abs. 2 des EU- 
Verfassungsvertrages wird 
zwar ausdrücklich bestimmt: 
»Niemand darf zur Todesstrafe 
verurteilt oder hingerichtet wer- 
den.« Aber in der Schlußakte 
heißt es unter A.12, Titel 1, Art.2 
höchst vorsorglich: 


»Eine Tötung wird nicht als 
Verletzung dieses Artikels be- 
trachtet, wenn sie durch eine 
Gewaltanwendung verursacht 
wird, die unbedingt erforder- 
lich ist, um (...) c) einen Auf- 
ruhr oder Aufstand rechtmä- 
Big niederzuschlagen.« 

Frühere Diktaturen hätten es 


nicht besser formulieren kön- 
nen! 


KOPIEREN - NACHBESTELLEN - WEITERGEBEN! 
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Die Deutschen - 
erst umerzogen, dann umgevolkt! 


Die BRD ist nicht nur finanzi- 
ell am Ende, sondern auch der 
kulturelle und biologische Be- 
stand des deutschen Volkes nä- 
hert sich seinem letzten Kapitel 
schneller als erwartet. 


Viele Mosaiksteinchen 


— ein Schreckensbild 


Die im Sommer 2006 veröffent- 
lichten Ergebnisse einer kleinen 
Volkszählung (»Mikrozensus«) 
hat unter den Deutschen keinen 
Aufschrei ausgelöst. Sie bestä- 
tigten nur, was jeder ohnmäch- 
tig ohnehin schon täglich auf der 
Straße feststellt: Rund 20% al- 
ler Bewohner unseres Landes 
sind faktisch Ausländer. An- 
ders gesagt sind das 15,3 Millio- 
nen Menschen, auch wenn etwa 
8 Millionen von ihnen das grüne 
BRD-Plastikkärtchen erworben 
haben. Ob überhaupt diese 15,3 
Millionen eine ehrliche Zahl sind, 
bezweifeln insgeheim nicht weni- 
ge Menschen. 


Vielleicht mögen viele Deutsche 
sich denken, daß wir immerhin 
noch gute 65 Millionen richtige 
Deutsche seien und schon alles 
gut werde. Aber die Wirklichkeit 
stützt diese Hoffnung nicht. An 
allen Ecken und Enden der Re- 
publik legen die Totengräber der 
Nation ihre Steinchen zu einem 
großen Bild zusammen, dessen 
Motiv das Ende eines einst gro- 
ßen Volkes zeigt. Im Folgenden 
nur einige Beispiele. 


»Ey, Mann, yalla!« 


So lautete eine Schlagzeile auf 
der Titelseite des »Haller Kreis- 
blattes« vom 26. Februar 2007. 
Unscheinbar wurde unter ihr ver- 
kündet, was in einer sprachbewußR- 
ten Nation wie z.B. Frankreich zu 
Proteststürmen geführt hätte: Die 
deutsche Sprache nimmt massive 
Einflüsse von Ausländern auf und 
verändert sich — für immer! 


Der Sprachwissenschaftler Norbert 
Dittmar von der FU Berlin legt das 
Ergebnis einer Studie dar, nach der 
deutsche Kinder und Jugendliche 
die Aussprache und die Satzbil- 
dung ausländischer Jugendlicher 
in ihren eigenen Sprachgebrauch 
übernehmen. So werde schlei- 
chend z.B. das »Ich« zum »Isch«. 


Auch ganze Wörter aus dem Ara- 
bischen oder Türkischen gehören 
mittlerweile zum Wortschatz der 
deutschen Jugend. Das arabische 
»Yalla!« (»Los!«) und das türkische 
»Lan« (»ey, Mann«) seien Beispie- 
le weitverbreiteter Begriffe, die den 
Weg in die deutsche Jugendspra- 
che gefunden haben. 


Diese Veränderungen gehen laut 
Dittmar einher mit einer Verarmung 
des gesamten Wortschatzes und 
dem Hang zu einfachen Satzkon- 
struktionen. Die Veränderung sei 
überall in Deutschland und nicht 
nur in Städten mit hohem Auslän- 
deranteil zu beobachten. 


Die deutsche Sprache wird dauer- 
haft durch diesen Prozeß verän- 
dert, »weil die Jugendlichen diese 
Sprache verinnerlichen und auch 
als Erwachsene sprechen wer- 
den«, so Dittmar. 


Während sich die deutsche Ju- 
gend unter einer wachsenden Zahl 
ausländischer Jugendlicher selbst 
aufgibt und in die multikulturelle 
Gesellschaft zwangsintegrieren 
läßt, denken Ausländer aber weiter 
in ihren eigenen, nationalbewuß- 
ten Kategorien. 


(Noch) kein 


Recht auf Polnisch! 


So der polnische Vater aus Gü- 
tersloh, der auf dem Verwaltungs- 
gerichtsweg die Schule seines 
Sohnes dazu verpflichten las- 
sen wollte, seinem Sohn neben 
den üblichen Schulfächern auch 
zwingend Polnischunterricht an- 
zubieten. 


UN 3/2007 - Seite 9 


Das Verwaltungsgericht Minden 
hat eine Entscheidung über diese 
Frage einzig deshalb abgelehnt, 
weil der Vater nicht das Sorge- 
recht für seinen Sohn hatte (Ak- 
tenzeichen: 2 K 2135/06). 


Ob eine solche Klage also in der 
Sache selbst Erfolg hätte, wird 
sich noch zeigen. Spätestens, 
wenn eines Tages ein Elternteil mit 
Sorgerecht Ähnliches vor Gericht 
begehrt. Und ein solcher Kläger 
wird sich unter unseren ausländi- 
schen Mitbürgern mit Sicherheit 
noch finden. 


Die Aussichten auf Erfolg sind 
leider gut. So halten gewichtige 
Stimmen der Völkerrechtsliteratur 
und Vertragswerke der EU zum 
Minderheitenschutz bzw. der Eu- 
ropäische Gerichtshof noch einige 
Überraschungen bereit. 


»Ethnomarketing« - 


das Brandthema 2007 


Auch Wirtschaft und Werbebran- 
che stellen sich auf die Umvolkung 
der BRD und die Bedürfnisse de- 
rer ein, die das deutsche Volk ab- 
lösen werden. 


Bayram kutlaması için 


biz de hazırlanıyoruz. 


Türkische Mercedes-Benz-Werbung in der 
BRD: »Wir wünschen unseren türkischen 
Freunden in Deutschland alles Gute zum 
Opferfest und lassen sie wissen, daß wir 
stets an ihrer Seite sind.« 


WERBUNG SETZT AUF TRENNUNG ... 
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»Ethnomarketing ist ein Thema, 
das bereits im Jahr 2007 bren- 
nen wird!« Das sagt zumindest 
Prof. Dr. Dr. Franz W. Peren von 
der FH Bonn-Rhein-Sieg in einem 
Gespräch mit der Fachzeitschrift 
»direkt marketing«. Er warnt da- 
vor, daß Unternehmen, die auf 
diesen Zug nicht innerhalb der 
nächsten zwölf Monate aufsprin- 
gen würden, den Anschluß ver- 
passen werden. 


Peren ist einer der wenigen deut- 
schen Spezialisten dieses Ge- 
bietes und »direkt marketing« 
eines der tonangebenden Blätter 
der Werbebranche. Das Schwer- 
punktthema der Ausgabe 12/06 
»Ethnomarketing« ist damit nicht 
einfach nur irgendein hier zitierter 
Bericht, sondern Wegweiser für 
die alle Lebensbereiche durch- 
dringende und prägende Werbe- 
industrie und deren Auftraggeber. 


Die aus den USA stammen- 
de Werbestrategie »Ethnomar- 
keting« beinhaltet für die BRD 
schlichtweg folgendes: Während 
wir Deutschen seit Jahrzehnten in 
der Werbung mit englischer Spra- 
che zugedudelt werden, möchte 
man die türkisch- und russisch- 
stämmige Bevölkerung künftig 
gezielt in ihrer Muttersprache an- 
sprechen. Andere Bevölkerungs- 
gruppen kommen mangels Größe 
und Kaufkraft (noch) nicht in Be- 
tracht. 


Das Fachblatt »direkt marketing« 
legt aber in seinen Berichten nicht 
nur Zahlen über Kaufkraft und 
Konsuminteressen von Türken 
und Russen auf den Tisch. 


Eher unfreiwillig wird dem kriti- 
schen Leser einmal mehr und 
aus völlig neuer Perspektive vor 
Augen geführt, daß das Gerede 
von Integration ein Luftschloß 
ist und die Deutschen heute und 
künftig zunehmend an den Rand 
gedrängt werden. 


Zahlen und Fakten aus 


»direkt marketing«: 

e Die Firma Daimler-Chrysler un- 
terscheidet bei der Werbung nicht 
nach eingebürgerten oder aus- 
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direkt i 
marketing 


Magazin für kundenorientierte Kommunikation 


Auch hier ist man sich des Endes der 
Deutschen bewußt. Vor allem auch aus- 
ländische Mitarbeiter treiben das »Ethno- 
marketing« voran. 


ländischen Türken, sondern nach 
der Abstammung; denn die eigene 
Kultur wird intensiv fortgelebt. 


e 18% aller 2004 in der BRD ge- 
borenen Kinder wurden von Müt- 
tern mit ausländischer Staatsan- 
gehörigkeit geboren. Die Zahl der 
Eingewanderten mit BRD-Ausweis 
wird verschwiegen. 


e Ausländer haben im Schnitt 
30% mehr Kinder als Deutsche. 
Auch hier dürfte die Zahl extrem 
höher sein, wenn man die »Deut- 
schen mit Migrationshintergrund« 
dazugezählt hätte. 


e Die wachsende Kaufkraft von 
Ausländern erhöht ihren gesell- 
schaftlichen Einfluß weit über den 
Konsumbereich hinaus. Gleichzei- 
tig sinkt die Kaufkraft der »klas- 
sisch deutschen Zielgruppe« zu- 
nehmend. 


e 70% aller türkischstämmigen 
Menschen in der BRD nutzen tür- 
kische Medien. 40% nutzen aus- 
nahmslos türkische TV-Sender. 


e Auch junge, vermeintlich inte- 
grierte »Deutsche mit türkischem 
Migrationshintergrund« möchten 
gerne auf Türkisch angesprochen 
werden. 


e 72% der »Deutsch-Türken« sind 
jünger als 45 Jahre (und verbun- 
den mit der höheren Geburtenrate 
damit die Zukunft der BRD). 


Es bleibt ein schwacher Trost, daß 
»Ethnomarketing«-Spezialist Pe- 
ren wenigstens zugibt, daß »leider 
[...] die multikulturelle Gesellschaft 
noch immer nicht von jedem ge- 
wollt [wird].« Dies sei der Haupt- 
grund, warum bisher die große 
Werbewelle auf Türkisch und Rus- 
sisch ausgeblieben sei. 


Aber nach Perens Willen brennt 
das Thema 2007 zum Glück end- 
lich! 


Tolle Aussichten 


Die Sprache wird verausländert, 
Ausländer bedrängen den Staat 
gerichtlich mit dem Wunsch nach 
Extrawürsten und auch das Kapi- 
tal — eine Weltmacht - verliert das 
Interesse an den Deutschen. 


Unser Volk steht damit auf dem 
Abstellgleis der Zeitgeschichte. 
Wann mangels Deutscher selbst 
die Waggons dafür nicht mehr be- 
nötigt und verschrottet werden, ist 
aber noch nicht geklärt. 


Klar ist jedoch, daß die »multikul- 
turelle Gesellschaft grandios ge- 
scheitert« ist (Angela Merkel, vgl. 
UN 12/04, S. 1). Es gibt keine Ko- 
existenz. Am Ende von Multikul- 
topia steht die Auslöschung des 
einstigen Volkes der Dichter und 
Denker. 


Handeln tut dringend not! Wenn 
Ihr Nachbar noch ein schlafen- 
der Michel ist, dann geben Sie 
ihm dieses Blatt! Wenn er aber 
trotzdem nicht aufwachen will, 
schenken Sie ihm einen Tür- 
kischkurs! 


»Ich wünsche mir, daß im 
Sozialamt Mutter Meier 
durch eine Afrikanerin ihre 
Sozialhilfeleistung bezieht 
oder ein Türke im Bauamt 
in höchster Position sitzt 
(.). Warum kann eine Ta- 
gesschau-Sprecherin nicht 
türkischstämmig sein? Das 
wäre der Alltag, den ich mir 
für die Zukunft wünsche.« 
Emine Demirbüken-Wegner, 


Mitglied des Bundesvorstandes der 
CDU seit 2004 (vgl. UN 9/06, S. 7). 


„„„ INTEGRATION GESCHEITERT! 
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Morgenthau-Preis für Herrn 
Ex-Minister Zöpel (SPD)! 


Titelseite der UN 2/07: 


Der Rest von Versorgungssicherheit wird aufgegeben: 


Später Triumph für 
Henry Morgenthau 


Bundesregierung beschließt »Ausstieg aus 
dem subventionierten Steinkohlenbergbau« 


Millionen Wähler müß- 
ten diese UN-Ausgabe 
lesen! 


Erst dachten wir, es handele sich 
um den Bericht über eine Narrenre- 
de bei einer Karnevalssitzung, aber 
die Nachforschung ergab: Dieser 
hochbezahlte Volksvertreter meint es 
ernst! 


Der berühmte Mond von Wanne- 
Eickel soll nach Meinung dieses lang- 
jährigen Landesministers in NRW 
und Staatsministers in Berlin künftig 
über einer Seen-Platte glänzen! 


In der Ausgabe UN 2/2007 hatten 
wir über den berüchtigten Plan des 
Deutschenhassers Henry Morgen- 
thau berichtet, der nach dem Krieg 
das Ruhrrevier in eine Brache ver- 
wandeln wollte. Nachdem die uns 
Regierenden mit dem Stillegungsbe- 
schluß für alle Steinkohlenbergwerke 
diese Forderung Morgenthaus jetzt 
verwirklichen wollen, setzt der SPD- 
Minister a.D. Dr. rer. oec. Christoph 
Zöpel noch einen drauf, wofür er ei- 
nen Henry-Morgenthau-Preis erhal- 
ten sollte. Hier die Pressemeldung 
vom 17.2.2007: 


L rebe Leser. gAHZ PrIYAL: 


Oh heilige Einfalt ...! 


Franz Meurer, ein katholischer Pfarrer aus Köln, erklärte laut 
Pressemeldungen vom 13.3.2007, er wolle die nächste Sonn- 
tagskollekte für den Bau einer Moschee stiften, deren Bau die 
umstrittene türkisch-islamische Vereinigung DITIB in Köln-Eh- 
renfeld plant. Die Entscheidung sei vom Pfarrgemeinderat und 
vom Kirchenvorstand der St. Theodor-Gemeinde einstimmig 


getroffen worden. 


Um die Zustimmung kritischer Gemeindemitglieder habe er mit 
dem Argument geworben: »Mensch, Leute, überlegt doch mal! 
Dadurch stärken wir doch die Vernünftigen!« 


Das ist so, liebe Leser der UN, als wenn wir die Spenden, die 
Sie für unsere Arbeit aufbringen, damit wir mehr verdummte 
Bundesbürger mit den UN-Blättern über die Gefahren und Fol- 
gen der Multikulti-Politik aufklären können, dann an den Verein 
»Pro Asyl« weiterleiten würden, der für eine grenzenlose Ein- 
wanderung und Alimentierung der Notleidenden in aller Welt 


eintritt. 


Die Regierenden behaupten zwar, alle »Rechten« wären einfäl- 
tig, aber wir versprechen Ihnen: Soooo einfältig werden wir nie 


mit Ihren Spenden umgehen! 


Ihe UN-Mitarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 
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Zöpel will Teile des 
Reviers fluten 
- Ewigkeitskosten auf diese 
Weise verringern - 

Düsseldorf. Der frühere NRW-Baumi- 
nister Christoph Zöpel (SPD) hat sich 
dafür ausgesprochen, durch den Berg- 
bau abgesackte Flächen im Ruhrgebiet 
in Seen umzuwandeln. Dadurch könn- 
ten nicht nur die Ewigkeitskosten des 
Bergbaus verringert, sondern auch vie- 
le Arbeitsplätze geschaffen werden. 
Durch den Kohleabbau haben sich gro- 
Be Teile des Ruhrgebiets mehrere Me- 
ter gesenkt. Damit sich diese Flächen 
nicht in Sumpflandschaften oder Seen 
verwandeln, muß das Grubenwasser 
dauerhaft mit Kosten in Höhe von Mil- 
lionen Euro abgepumpt werden. 
Das heutige Ruhrgebiet sei keine ur- 
sprüngliche Landschaft, sondern von 
den Menschen verändert worden, sagte 
Zöpel. »Warum sollte man also nicht an 
bestimmten Stellen, wo Menschen nicht 
verdrängt werden, Seen anlegen?« 

Westdeutsche Allgemeine WAZ, 17.2.2007 
Na dann Gute Nacht in Duisburg, 
Gelsenkirchen, Bottrop, Wanne- 
Eickel und Restdeutschland! 


ERSCHEINUNGSVERMERK 
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Aktuelle Wirtschaftsdaten 


Erwerbstätige: 
Januar 2006: 
Januar 2007: 


38,391 Millionen ” 
38,934 Millionen ” 


Offizielle Arbeitslosigkeit: 
Januar 2007: 4,247 Millionen ” 


Februar 2007: 4,222 Millionen ” 


Erwerbstätige im Jahresdurchschnitt: 
2005: 38,726 Millionen ” 


2006: 39,016 Millionen ” 


Arbeitnehmer im Jahresdurchschnitt: 
34,370 Millionen ” 
34,624 Millionen ” 


2005: 
2006: 


Offene Stellen: 
Januar 2007: 
Februar 2007: 


593.700 ” 
624.000 ” 


Staatsverschuldung: 
1.492.910.130.306 Euro ?) 


Schuldenzuwachs pro Sekunde: 
1.056 Euro ” 


Schulden pro Kopf: 
16.2.2007: 


17.3.2007: 


18.077 ? 
18.109 ? 


1 Statistisches Bundesamt, 18.3.2007 
2) www.steuerzahler.de, 17.3.2007 


Nazistische Umtriebe 


in Brüssel? 


Es gab einmal eine Zeit, in der die 
Bewertung der Volksgesundheit 
so ausgedrückt wurde: »Zäh wie 
Leder, hart wie Kruppstahl und 
flink wie Windhunde« sollte die 
Jugend sein. 


Also mußte später das Gegenteil 
richtig sein: Heute ist die Hälfte 
aller Deutschen zu dick und 30 
Prozent der Kinder können nicht 
einmal mehr schwimmen. 


Dies wieder umzukehren bemüht 
sich nun die EU und geht mit gu- 
tem Beispiel voran: 


Damit sich die 785 (!) Europa- 
abgeordneten kräftigen und mit 
gestählten Muskeln in die Parla- 
mentsdebatten gehen können, 
hat das EU-Parlamentspräsidium, 
dem der Parlamentspräsident und 
14 Vizepräsidenten angehören, 
verfügt, daß die »Fitness- und 
Wellness«-Anlage im Parlaments- 
gebäude großzügig erweitert 
werden soll. Kosten der BaumaßR- 
nahme: vier Millionen Euro. Die 
künftig doppelt so große Anlage 
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soll über eine Sauna mit Ruhebe- 
reich, Solarien und Schwimmbek- 
ken verfügen, einen Gymnastik- 
raum, zwei Squash-Plätze und 
einen neuen Umkleideraum. 


Die als sparsam bekannte haus- 
haltspolitische Sprecherin der 
Unionsfraktion im EU-Parlament, 
Inge Gräßle, hat das zwar öffent- 
lich, aber vergeblich kritisiert: 


»Der Parlamentshaushalt ist stän- 
dig überfinanziert, mitunter um 
bis zu 30 Millionen Euro.« Aber 
statt unverbrauchte Mittel den 
notleidenden nationalen Finanz- 
ministern zurückzuzahlen, wür- 
den diese lieber in Brüssel »ver- 
frühstückt«, erklärte sie. »Das 
Europäische Parlament braucht 
keine Freizeiteinrichtungen. Au- 
ßerdem gibt es in Fußnähe des 
Parlaments fünf „Mucki-Buden“, 
die den Bedarf mühelos decken 
können.« Frau Gräßle befürchtet, 
daß diese Verschwendung von 
Steuergeldern Europa bei den 
Bürgern »weiter in Verruf bringen 
wird.« 


Dieser Feststellung können wir 
nur zustimmen! 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzelnen, der Souveränität und Selbstbestimmung der Nationen, 
für das Heimatrecht der Völker im eigenen Land, für den Erhalt der 
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